
234 Darstellung des Vercinsrechts

334 Das BGB enthdlr über die zahl der vereinsmitglieder nur insoweit
Bestimmungen, als es zur Eintragung eines vereins im vereinsregister die
Zugehörigkeit von mindestens sieben Mitgliedem zum Verein vo-nchreibt
($ 56 BGB) und weiter bestimmt, daß einem eingetragenen Verein die
Rechtsfihigkeit zu entziehen ist, wenn seine Mitglied.rähl orrt , drei ge-
sunken ist ($ 73 BGB). Dem Verein ist es im übrigen aber freigestellt, hin-
sichdich der zü.d der Vereinsmitglieder noch sonsrige Bestimmungen zu
treffen. Die Satzung kann insbesondere eine Höchstzahl vonehen.

Man untencheidet zwischen allgemeinen Mitgliedsrechten und sonder-
recnten. i.

2. Mitgliedsrechte

335 Die allgemeinen Mitgliedsrechte sind Rechte, welche allen Mitglie-
dem gleichmäßig zusrehen. Insbesondere hat jedes Mitglied das Recht, nicht
entgegen den geltenden vereinsrechdichen Besrimmungen benachteiligt zu
werden; hierzu gehören auch Vereinsordnungen.T Auch für die Zukunft hat
d", Mitglied ein Recht darau{, daß es in bezug auf seine Rechte nicht ohne
sachlichen Grund ungünstiger gestellt wird ds die übrigen Mitglieder.s

335 a Aus der verletzung des für das Köqpenchafurecht geltenden Grundsatzes der
Gleichbehandlung aller Mitglieder durch den Vonand ergeben sich Schadens-
enatzpflichten, für die der verein nach $ 31 BGB haftet.e Die Vereinssatzung
kann dabei die Haftung für vonätzlicho oder grob fahrl"jssiges Handeln nichi
ausschließen. r0 Daneben kann der vontand selbst delikrisch haften, da das Mit- .
gliedschaftsrecht ds sonsriges Recht i.S. des $823 Abs. 1 BGB ansesehen l

wird.tl Dies gilt nur dann nicht, wenn der vontand in Vollzug eines BJschlus-
ses der Mitgliedervenammlung gehandelt hat, dann ist er nur ausführendes or-
gan und deshalb nicht penönlich verantwordich.l2 Zweifelhaft ist allerdincs
der umfang (Zuweisungsgehalt) des Mitgliedschaftsrechts. Die verletzuä
blo8er Vermögensinteressen der Mirglieder dürfte noch nicht ausreichen.13

Die allgemeinen Mitgliedsrechte ergeben sich aus dem Gesetz, aus der Sat-
zung und aus Beschlüssen der Mitgliedervenammlung. Aus dem Gesetz er-
gibt sich das Recht auf Sitz und Srimme in der Mitgl.iedervenammlung ($ 32
BGB),'4 femer das Minderheitsrecht nach g 37 BGB.ts
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Weitere Rechte ergeben sich aus dem Gesetz nicht ausdrücklich, insbe- 336

sondere ist keine denr,$ 716 BGB entsprechende Vonchrift enthdten, doch

wird man den Mitgliedern unter besonderen (Jmsdjnden das Recht auf

Einsicht der Bücher und Schriften des vereins nicht venagen können.16

Das vcrlangcn auf Einsicht in die Mitgliederlisrc oder die u*unden über

den Ein- uid Austritt der Mitglieder kann von einem Mitglied bei Dade-

zung eines berechtigten Interesses sogar im Rechtsweg verfolgl wcrden, {reil

ä ,i""t, tri"r nicht nur um eine innere Vereinsangelegenheit, sondem um die

,Rechtsbeziehungen des Mitglieds zum Verein und den anderen Vereinsmit-

glredcm handelt, Beziehungin, die durglr d^s Gesete geregelt sind und- den

Schutz der Staatsgewalt genießen (vgl. $$ 810, 811 BGB)'17 Eic Einsicht in

die Mitgliederliste muß bei größeren Vereinen schon deswegen gewährt

werden, weil ja die wenigsten Mitglieder sich penönlich kennen und es ih-

nen sotrst 
""t"tigli.t 

würde, von dem Minderheitsrecht nach $ 37 BGB Ge-

brauch zu machen. Die Einsicht kann jedoch verweigert werden, wenn sie

offensichtlich einem gesetz- oder satzunpwidrigen Zweck dienen soll'

Das Vereinsmitglied kann verlangen, daß der Verein ihm ein F'xemplar

der Vereinssatzung aushändigt. Es braucht sich nicht auf die beim Register-

gericht vorliegende Satzung verweisen zu lassen.l8

Jedes Mitglied, auch ein korporatives, hat, sofern die Satzung nichts an- 337

deres bestimmt, nur eine Stimme.le
Es ist an sich nicht unzulässig, daß durch die Sauung die Rechte von Mit- 338

gliedergruppen verschieden gestdtet werden; die unterschiedliche Behand-

irrng *'or Mitgtiedetn muß jedoch auf sachlichen Voraussetzungen beru-

hen-.20 Eine Vereinssatzung verstößt nicht ohne weiteres gegen das Veöot

der ungleichbehandlung, wenn sie nicht sogleich alle denkbaren gleichwer-

tigen Fdlle erfaßt, die im Verein auftreten können; es kann genügen, 'l^ß der

Verein die Satzung später anpaßt, sobald er erkennt, daß weitere Fälle in

derselben Weise regelungsbedürftig sind.2l
Durch die satzung kann das Stimmrecht in der Mitgliedervenammlung 339

jedenfalls einer bestimmten Kategorie von Mitgliedern, wie außerordent-

lichen, auswärtigen, fordemden, Ehrenmitgliedern und dgl. entzogen sein'

Es kann den einzelnen Mitgliedern auch ein erhöhtes Srimrnrecht bei er-

höhter Beitragsleistung u. dgl. eingeräumt werden (Sonderrecht), $$ 32' 40

BGB. Das Teilnahmerecht an der Mitgliedenenamrnlungz und das Recht

aus $ 37 BGB (Verlangen einer Minderheit der Mitglieder auf Einberufung

einer Mitgliederversammlung) kann den Mitgliedem nicht genommen wer-

den.
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